
 

Geschäftsbedingungen zum Regionalmarkt / Bio-Markt 2026 

I. Allgemeine Vertragsbedingungen 

1. Veranstalterin 

Verwenderin der nachfolgenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen (nachfolgend „AGB“ genannt) ist die 

Marketing und Tourismus Konstanz GmbH 
Obere Laube 71 

D-78462 Konstanz 
Amtsgericht Freiburg i. Br. HRB-Nr. 381002 

- nachfolgend „Veranstalterin“ genannt - 

2. Geltungsbereich 

a) Diese AGB gelten für alle Veranstaltungen, die von der Veranstalterin durchgeführt werden. 

Veranstaltung im Sinne dieser AGB ist jede zeitlich befristete, von der Veranstalterin geplante, organisierte und 
durchgeführte öffentliche oder nichtöffentliche Zusammenkunft, bei der Standflächen vergeben werden, 
unabhängig von 

• Bezeichnung oder Charakter (z.B. Markt, Fest, Messe), 

• Dauer, 

• Häufigkeit oder 

• rechtlicher Einordnung nach öffentlichem Recht. 

b) Diese AGB gelten im Verhältnis zu allen Standbetreiber:innen, unabhängig davon, ob diese privat, gewerblich 
oder als Verein auftreten. 

Standbetreiber:in im Sinne dieser AGB ist jede natürliche oder juristische Person sowie jede rechtsfähige 
Personengesellschaft, die von der Veranstalterin eine Standfläche zur Nutzung im Rahmen einer Veranstaltung 
zugewiesen erhält, unabhängig davon, ob Waren angeboten, Leistungen erbracht oder Speisen und Getränke 
abgegeben werden. 

Der Begriff Standbetreiber:in umfasst ausdrücklich auch Anbieter:innen von Speisen und/oder Getränken, die im 
Rahmen der Veranstaltung Speisen und/oder Getränke – insbesondere zum unmittelbaren Verzehr – herstellen, 
zubereiten, verarbeiten oder ausgeben. Diese werden nachfolgend im Speziellen auch „Caterer“ genannt. 

Für Standbetreiber:innen, die Caterer sind, gelten die Regelungen dieser AGB. Zusätzliche oder abweichende 
Bestimmungen für Caterer ergeben sich aus den ausdrücklich als solche gekennzeichneten Sonderregelungen 
dieser AGB. Der Begriff Caterer wird ausschließlich verwendet, soweit besondere oder zusätzliche Regelungen 
für diese Anbietergruppe gelten. 

c) Abweichende Bedingungen der Standbetreiber:innen finden keine Anwendung, wenn die Veranstalterin diesen 
nicht ausdrücklich zugestimmt hat, auch wenn die Veranstalterin ihnen nicht ausdrücklich widerspricht. 

3. Bestandteile des Vertrags 

a) Bestandteile des Vertrags sind neben diesen AGB in ihrer jeweils gültigen Fassung: 

• ggf. besondere Bedingungen für einzelne Veranstaltungen bzw. einzelne Gruppen von Standbetreiber:innen, 

• behördliche Auflagen und Sicherheitskonzepte. 

b) Die Veranstalterin und der/die Standbetreiber:in werden nachfolgend je nach Zusammenhang auch als 
„Vertragspartei/-en“ bezeichnet. 



 

II. Besondere Vertragsbedingungen 

1. Vertragsschluss und Standvergabe 

a) Die Teilnahme an einer Veranstaltung als Standbetreiber:in setzt eine schriftliche oder elektronische Anmeldung 
voraus. Eine elektronische Anmeldung kann nur über das für die jeweilige Veranstaltung von der Veranstalterin 
bereitgestellte Online-Portal oder über eine für die jeweilige Veranstaltung bereitgestellte E-Mail-Adresse unter 
Übermittlung eines vollständigen dafür vorgesehenen digitalen Formulars erfolgen. 

b) Ein Anspruch auf Zulassung zu einer Veranstaltung oder auf einen bestimmten Standplatz, eine bestimmte Lage 
oder eine bestimmte Größe besteht nicht.  

c) Mit der Bestätigung durch die Veranstalterin kommt ein verbindlicher Vertrag über die Nutzung einer Standfläche 
zustande. Die Veranstalterin ist mit erteilter Bestätigung dazu verpflichtet, die bestellte Fläche zur Verfügung zu 
stellen. 

d) Die gebuchte Standfläche ist, soweit sich nicht aus den besonderen Bestimmungen etwas anderes ergibt, 
personengebunden. Eine Übertragung, Abtretung, Untervermietung oder sonstige Weitergabe der Standfläche an 
Dritte ist unzulässig. 

Ebenso ist ein entgeltlicher oder unentgeltlicher Weiterverkauf der Standfläche ausgeschlossen soweit sich nicht 
aus den Besonderen Bestimmungen etwas anderes ergibt. 

2. Veranstaltungsgelände 

a) Das Veranstaltungsgelände umfasst sämtliche von der Veranstalterin für die jeweilige Veranstaltung festgelegten 
Flächen, einschließlich angrenzender Gehwege, Zufahrten, Rettungswege, Auf- und Abbauflächen sowie 
Nebenflächen. 

b) Auf dem Veranstaltungsgelände, das sich auf öffentlichen Straßen und Plätzen befindet, ist die Veranstalterin im 
Rahmen der erteilten Sondernutzungs- und Gestattungsrechte sowie der einschlägigen öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften berechtigt, gegenüber den Standbetreiber:innen Anweisungen zu erteilen, soweit dies zur 

• ordnungsgemäßen Durchführung der Veranstaltung, 

• Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung, 

• Einhaltung behördlicher Auflagen oder 

• Abwehr von Gefahren für Personen oder Sachen 

erforderlich ist. 

c) Die Veranstalterin ist berechtigt, diese Befugnisse durch von ihr beauftragte Personen, insbesondere Ordnungs- 
und Sicherheitsdienste, ausüben zu lassen. 

d) Die Zuständigkeiten der Polizei- und Ordnungsbehörden bleiben hiervon unberührt. 

3. Veranstaltungsdauer, Auf- und Abbau 

a) Die Dauer der jeweiligen Veranstaltung, sowie Auf- und Abbauzeiten, werden durch die Veranstalterin festgelegt 
und bekannt gegeben. 

b) Der Aufbau darf ausschließlich innerhalb der vorgegebenen Zeiten erfolgen. 

c) Eine Überschreitung der zeitlichen Standbegrenzung ist unzulässig. Der Abbau hat sofort nach 
Veranstaltungsschluss zu erfolgen und muss im Rahmen der jeweils gesondert ausgewiesenen Zeiten nach 
Veranstaltungsschluss abgeschlossen sein. 

d) Ein vorzeitiger Abbau während der laufenden Veranstaltung ist unzulässig, soweit sich nicht aus den besonderen 
Bestimmungen etwas anderes ergibt oder die Veranstalterin ausdrücklich zustimmt. Das schuldhafte 
Nichteinhalten dieser Regelung führt zu einer Vertragsstrafe in Höhe von EUR 200,00 zuzüglich MwSt. Die 
Geltendmachung eines weitergehenden Schadens bleibt unberührt; eine verwirkte Vertragsstrafe wird hierauf 
angerechnet. 

e) Es dürfen keine Bodenveränderungen durch den Auf- und Abbau vorgenommen werden. 

 



 

4. Standfläche, Preise und kurzfristige Verlegung 

a) Die Standbetreiber:innen erhalten für die Dauer der Veranstaltung eine zeitlich befristete Nutzungsberechtigung 
an der zugewiesenen Standfläche. 

b) Die Standgebühren richten sich nach der von der Veranstalterin bestätigten Standfläche sowie den für die jeweilige 
Veranstaltung geltenden Preis- und Gebührenregelungen, soweit sich nicht aus diesen AGB bereits ein 
festgelegter Preis bzw. eine festgelegte Gebühr ergibt. 

c) Alle Preise verstehen sich inklusive der gesetzlichen Umsatzsteuer und werden sofort nach Rechnungsdatum 
fällig. 

d) Eine Überschreitung der Standfläche ist nur mit vorheriger Zustimmung der Veranstalterin zulässig. Für den Fall 
der Überschreitung der beantragten und bestätigten Standfläche ist die Veranstalterin berechtigt eine Gebühr je 
angefangenen zusätzlichen Laufmeter zu erheben. Zusätzlich fällt eine Bearbeitungsgebühr in Höhe von EUR 
50,00 an. Erfolgt die Überschreitung ohne Zustimmung, bleibt die Veranstalterin berechtigt, die unverzügliche 
Reduzierung auf die genehmigte Standfläche zu verlangen oder Maßnahmen nach Ziffer II, 12 dieser AGB zu 
ergreifen. Weitergehende Ansprüche bleiben hiervon unberührt. 

e) Soweit für die Genehmigung eines Standes durch die öffentlich-rechtliche Sondernutzung für die 
Inanspruchnahme öffentlichen Verkehrsraums durch die zuständige Behörde der Veranstalterin Kosten in 
Rechnung gestellt werden, werden diese im Verhältnis der jeweils genehmigten Standfläche zur insgesamt 
genehmigten Standfläche auf die Standbetreiber:innen umgelegt und zusammen mit dem Teilnahmebeitrag in 
Rechnung gestellt. Das gilt nicht, soweit etwas anderes vereinbart ist oder die Gebühr bereits explizit in den 
Standgebühren nach Ziffer II, 4., b) dieser AGB enthalten ist. 

5. Einrichtung der Stände 

a) Die Standbetreiber:innen sind dazu verpflichtet die von der Veranstalterin ausgedruckten und bereitgestellten 
Standnummern während der gesamten Veranstaltungsdauer gut sichtbar an ihrem Stand zu befestigen, um eine 
schnelle und zielgerichtete Versorgung durch Polizei, Sanitätsdienste und Feuerwehr zu gewährleisten. 

b) Die Standnummern dürfen für die Veranstaltungsdauer weder verdeckt noch entfernt werden. Veränderungen 
oder eigene Kennzeichnungen, die die Erkennbarkeit beeinträchtigen, sind unzulässig. 

c) Bei schuldhafter Nichtbeachtung ist die Veranstalterin berechtigt, von den betreffenden Standbetreiber:innen 
eine Vertragsstrafe in Höhe von EUR 500,00 zu verlangen. 

d) Für den Fall der schuldhaften Nichtbeachtung dieser Pflicht, ist die Veranstalterin berechtigt, den/die 
Standbetreiber:in zur unverzüglichen Nachholung der Anbringung der Standnummer aufzufordern und dafür eine 
angemessene Frist zu setzen. 

Verstreicht diese Frist erfolglos, ist die Veranstalterin berechtigt, die Teilnahmeberechtigung zu entziehen und 
den/die Standbetreiber:in von der weiteren Teilnahme an der Veranstaltung auszuschließen. 

Weitergehende Rechte der Veranstalterin, insbesondere nach Ziffer II, 12 dieser AGB (Ausschluss von 
Standbetreiber:innen) bleiben unberührt. 

e) Die Nutzung von Notstromaggregaten (z.B. zur Beleuchtung des Standes) ist untersagt. 

f) Das Verwenden von brennenden Kerzen als Lichtquelle ist nur in Gläsern gestattet, welche die Kerze vollständig 
umfassen, um die Sicherheit der Veranstaltung zu gewährleisten und Brände zu verhindern. Offene Feuer sind 
untersagt. 

g) Tische oder ähnliches Präsentationsmobiliar sind bei Bedarf und auf eigene Gefahr von den Standbetreiber:innen 
mitzubringen und nur in den Grenzen der eigenen gebuchten Standflächen aufzustellen. Andernfalls handelt es 
sich um eine unzulässige Überschreitung der Standfläche. Eine Bereitstellung durch die Veranstalterin erfolgt 
nicht. 

 

 

 

 

 



 

6. Zugelassener Warenkreis 

a) Bei der Anmeldung ist von dem/der Standbereiber:in genau aufzuführen, welche Gegenstände, Produkte und 
Waren auf dem Stand gezeigt und angeboten werden. Nur für diese erfolgt die Zulassung als Standbetreiber:in. 
Nicht aufgeführte Waren dürfen nicht angeboten werden. Dies gilt insbesondere, wenn aufgrund sachlich 
unrichtiger oder unvollständiger Angaben zu den angebotenen Waren (insbesondere durch 
Sammelbegriffsangaben) konkurrierende Stände in unmittelbarer Nähe zueinander platziert wurden. 

b) Unzulässig ist insbesondere das Angebot, der Verkauf oder der Erwerb von Artikeln, 

• die Rechte Dritter verletzen (z. B. Persönlichkeitsrechte, Urheberrechte, Markenrechte, Patente, Gebrauchs- 
oder Geschmacksmuster), 

• mit pornografischem, jugendgefährdendem, strafbarem oder sonst gesetzlich verbotenem Inhalt, 

• die Propagandamittel oder Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen darstellen, 

• die Waffen oder waffenähnliche Gegenstände darstellen oder als solche eingesetzt werden können, 
insbesondere Schusswaffen nebst Munition, Hieb- und Stoßwaffen sowie sonstige Waffen im Sinne des 
Waffengesetzes, aber auch gefährliche Werkzeuge oder Gegenstände wie insbesondere Äxte, Beile, 
Macheten, Messer, Skalpelle oder vergleichbare scharfe oder spitze Gegenstände, 

• pyrotechnische Gegenstände und explosionsgefährliche Stoffe, 

• radioaktive Stoffe, Gifte oder gesundheitsgefährdende Chemikalien, 

• Druckbehälter im Sinne der Druckbehälterverordnung, 

• Betäubungsmittel im Sinne des Betäubungsmittelgesetzes, 

• Arzneimittel im Sinne des Arzneimittelgesetzes sowie Medizinprodukte im Sinne der jeweils geltenden 
gesetzlichen Bestimmungen, 

• illegale, gefälschte oder nicht verkehrsfähige Waren, 

• menschliche Organe, Lebendtiere sowie Produkte und Präparate geschützter Tier- oder Pflanzenarten, 

• Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte, 

• Wertpapiere, mit Ausnahme von Briefmarken und historischen Aktien, sowie Kredite, Versicherungen und 
Bausparverträge. 

c) Die Veranstalterin ist berechtigt, den Warenkreis aus sachlichen Gründen (z. B. Marktcharakter, Platzangebot, 
Sicherheitsaspekte) zu beschränken. 

Der Verkauf von Getränken, Speisen und Lebensmitteln wird als gewerbsmäßige Tätigkeit aufgefasst und ist vorab 
von der Veranstalterin zu genehmigen. Eine Genehmigung ist schriftlich im Rahmen des Veranstaltungsformulars 
zu beantragen. 

d) Die Veranstalterin ist berechtigt, das von den Standbetreiber:innen angebotene Warensortiment während der 
Dauer der Veranstaltung zu überprüfen. Im Falle eines Verstoßes, ist die Veranstalterin berechtigt den/die 
Standbetreiber:in zur Beseitigung des vertragswidrigen Zustands aufzufordern, insbesondere die betroffene Ware 
vom Stand zu entfernen. Kommt der/die Standbetreiber:in dieser Aufforderung schuldhaft nicht oder nicht 
vollständig nach, ist die Veranstalterin berechtigt, den/die Standbetreiber:in von der weiteren Teilnahme an der 
Veranstaltung auszuschließen. Erfolgt der Verstoß schuldhaft und trotz vorheriger Aufforderung, kann die 
Veranstalterin alternativ zum Ausschluss eine Vertragsstrafe in Höhe von bis zu EUR 200,00 verlangen. 

 

 

 

 

 



 

7. Einsatz von Ton-, Bild- oder Videogeräten, GEMA 

a) Der Einsatz von Ton-, Bild- oder Videogeräten sowie das Abspielen, Darbieten oder sonstige Wiedergeben von 
Musik oder sonstigen Audioinhalten durch Standbetreiber:innen ist auf dem gesamten Veranstaltungsgelände 
untersagt. 

b) Das Verbot umfasst insbesondere: 

aa) Lautsprecheranlagen, Verstärker, Musikanlagen, Radios, 

bb) Live-Musik, Gesang oder sonstige Darbietungen, 

cc) mobile Endgeräte zur Musikwiedergabe, soweit diese über eine bloß private, nicht wahrnehmbare Nutzung 
hinausgehen, 

dd) Bild- oder Videopräsentationen mit Tonwiedergabe. 

c) Das Verbot gilt unabhängig davon, ob hierfür urheberrechtliche Nutzungsrechte (z. B. GEMA) eingeholt wurden 
oder eine behördliche Genehmigung vorliegt. 

d) Bei Verstößen gegen diese Regelung ist die Veranstalterin berechtigt, den Einsatz von Musik oder technischen 
Geräten unverzüglich zu untersagen sowie weitergehende Maßnahmen nach diesen AGB, insbesondere einen 
Ausschluss gemäß Ziffer II, 12 dieser AGB zu ergreifen. 

8. Waffenverbot 

a) Auf dem gesamten Veranstaltungsgelände ist das Führen von Waffen und waffenähnlichen Gegenständen im 
Sinne des Waffengesetzes untersagt. 

b) Das Verbot gilt unabhängig davon, ob eine waffenrechtliche Erlaubnis vorliegt. 

9. Freihalten von Flächen, Rettungswegen 

a) Rettungswege, Feuerwehrzufahrten, Fluchtwege sowie gekennzeichnete Sicherheitsflächen sind jederzeit 
vollständig freizuhalten. 

b) Waren, Aufbauten oder Fahrzeuge dürfen diese Flächen weder dauerhaft noch vorübergehend blockieren. 

10. Parkverbot auf dem Veranstaltungsgelände 

a) Das Abstellen von Kraftfahrzeugen und Anhängern auf dem Veranstaltungsgelände ist untersagt. Unberechtigt 
abgestellte Kraftfahrzeuge und Anhänger auf dem Veranstaltungsgelände werden auf Kosten des/der 
Standbetreiber:in von einem durch die Veranstalterin beauftragten Abschleppunternehmen entfernt und müssen 
eigenverantwortlich bei dem Abschleppunternehmen abgeholt werden. 

b) Ausnahmen gelten nur für kurzfristige Be- und Entladevorgänge innerhalb der genehmigten Zeiten. 

Hierfür ist es den Standbetreiber:innen zu den Auf- und Abbauzeiten gestattet, das Veranstaltungsgelände mit 
Kraftfahrzeugen in Schrittgeschwindigkeit, höchstens 10 km/h, zu befahren. Dabei ist, soweit nicht in den 
besonderen Bestimmungen anders vorgesehen, der schnellste Weg zur gebuchten Standfläche zu wählen. 

11. Pflichten der Standbetreiber:innen 

a) Die Standbetreiber:innen sind verpflichtet, 

• alle einschlägigen gesetzlichen Vorschriften einzuhalten, 

• den Stand in sicherem und ordnungsgemäßem Zustand zu halten, 

• Lärm, Abfälle und Emissionen auf ein Mindestmaß zu beschränken. 

b) Die Standbetreiber:innen sind verpflichtet, ihren Platz nach der Veranstaltung sauber und ordentlich zu 
hinterlassen. Der entstandene Müll ist selbstständig mitzunehmen. 

 

 



 

12. Ausschluss von Standbetreiber:innen 

a) Die Veranstalterin ist berechtigt, Standbetreiber:innen ganz oder teilweise von der Veranstaltung 
auszuschließen, wenn diese 

• schuldhaft gegen den Vertrag bzw. diese AGB verstoßen, 

• schuldhaft behördliche Auflagen missachten, 

• schuldhaft Anweisungen der Veranstalterin nicht befolgen, 

• schuldhaft bei der Zulassung falsche oder unvollständige Angaben getätigt haben, 

• schuldhaft den Veranstaltungsbetrieb oder die Sicherheit gefährden. 

b) Der Ausschluss erfolgt nach voriger Abmahnung. 

c) Ein Anspruch auf Rückerstattung der Standgebühren besteht in diesen Fällen nicht. 

13. Gewährleistung und Haftung 

a) Die Nutzung der Standfläche erfolgt auf eigene Gefahr. 

b) Die Veranstalterin haftet für Schäden, gleich aus welchem Rechtsgrund, unbeschränkt, soweit diese vorsätzlich 
oder grob fahrlässig durch sie selbst, ihre gesetzlichen Vertreter:innen, leitenden Angestellten oder sonstigen 
Erfüllungsgehilfen verursacht wurden. 

Bei einfacher Fahrlässigkeit haftet die Veranstalterin – vorbehaltlich gesetzlicher Haftungsbeschränkungen – nur: 

1. für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, sowie 

2. für Schäden aus der Verletzung wesentlicher Vertragspflichten. 

Wesentliche Vertragspflichten sind solche Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des 
Teilnahmevertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung die Standbetreiber:innen regelmäßig 
vertrauen dürfen. 

Bei der Verletzung wesentlicher Vertragspflichten ist die Haftung der Veranstalterin im Falle einfacher 
Fahrlässigkeit der Höhe nach auf den bei Vertragsschluss vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schaden 
begrenzt. 

Soweit die Haftung der Veranstalterin ausgeschlossen oder beschränkt ist, gilt dies auch für die persönliche 
Haftung ihrer Mitarbeiter:innen, leitenden Angestellten, gesetzlichen Vertreter:innen und Erfüllungsgehilfen. 

Die vorstehenden Haftungsausschlüsse und Haftungsbeschränkungen gelten nicht: 

• bei schuldhaft verursachten Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, 

• bei einer ausdrücklich übernommenen Garantie oder Zusicherung von Eigenschaften, 

• sowie bei einer Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz. 

c) Eine Haftung für wetterbedingte Beeinträchtigungen (z. B. Regen, Sturm, Hitze) ist ausgeschlossen. 

d) Für Schäden durch höhere Gewalt oder behördliche Maßnahmen übernimmt die Veranstalterin keine Haftung. 

e) Der/die Standbetreiber:in haftet für jeden Personen- oder Sachschaden, der durch seinen Betrieb entsteht, 
unabhängig davon, ob der Schaden durch ihn/sie selbst, Angestellte, Beauftragte oder Ausstellungsgegenstände/-
einrichtungen verursacht werden. 

Der/die Standbetreiber:in haftet für Personen- und Sachschäden, die der Veranstalterin oder Dritten im 
Zusammenhang mit dem Betrieb des Standes entstehen, soweit diese von ihm/ihr selbst oder von ihm/ihr 
eingesetzten Angestellten, Beauftragten oder sonstigen Hilfspersonen zu vertreten sind. 

 



 

Die Haftung erstreckt sich auch auf Schäden, die durch vom Standbetreiber eingesetzte Ausstellungsgegenstände 
oder -einrichtungen verursacht werden. 

Der/die Standbetreiber:in ist verpflichtet, für die Dauer der Veranstaltung eine ausreichende 
Haftpflichtversicherung abzuschließen und diese auf Verlangen der Veranstalterin nachzuweisen. 

f) Eine allgemeine Bewachung des Veranstaltungsgeländes während der Laufzeit der Veranstaltung erfolgt durch 
die Veranstalterin außerhalb der in den besonderen Bestimmungen zur jeweiligen Veranstaltung genannten 
Öffnungszeiten. 

• Für die Bewachung des Standes und des Ausstellungsgutes während des Auf- und Abbaus sowie während 
der Öffnungszeiten hat der/die Standbetreiber:in selbst zu sorgen. 

• Leistungen zur Obhut, Verwahrung oder sonstigen Wahrnehmung von Interessen der Standbetreiber:in 
werden nicht erbracht.  

• Außerhalb der Öffnungszeiten sind wertvolle, leicht zu entfernende Gegenstände der Standbetreiber:in von 
den Standbetreiber:innen selbst und eigenverantwortlich unter Verschluss zu nehmen. 

14. Vorbehalte 

a) Bei Vorliegen begründeter Ausnahmesituationen, die die Durchführung der Veranstaltung im geplanten 
räumlichen und/oder zeitlichen Umfang unmöglich mache oder unzumutbar erschweren, ist die Veranstalterin 
nach der in ihrem Ermessen liegenden Wahl unter Berücksichtigung der Interessen der Standbetreiber:in an der 
Durchführung der Veranstaltung (und im Falle einer Änderung oder Abweichung der vereinbarten Leistung auch 
unter Berücksichtigung der Zumutbarkeit einer solchen Änderung oder Abweichung für den/die Standbetreiber:in) 
berechtigt, 

• die Veranstaltung abzusagen („Absage“) oder 

• die Veranstaltung auf einen anderen Zeitraum zu verschieben („Verschiebung“) oder 

• die Veranstaltungsdauer zu verkürzen („Verkürzung“) oder 

• die Veranstaltung abzubrechen („Abbruch“), wenn die Veranstaltung bei Eintritt des Ereignisses bereits 
begonnen hatte. 

b) Eine begründete Ausnahmesituation liegt im Falle „Höherer Gewalt“ oder eines anderen vergleichbaren 
Ereignisses vor. 

aa) Höhere Gewalt ist ein von außen kommendes, zum Zeitpunkt des Abschlusses des Vertrags 
unvorhersehbares, keinen betrieblichen oder persönlichen Zusammenhang aufweisendes oder der Sphäre 
einer der Vertragsparteien zurechenbares Ereignis, das durch äußerste vernünftigerweise zu erwartende 
Sorgfalt nicht abgewendet werden kann. Hierzu zählen insbesondere die im Folgenden beispielhaft, aber 
nicht abschließend aufgezählten Ereignisse: Naturkatastrophen und hierauf beruhende Folgewirkungen, 
Krieg, terroristische Angriffe, Pandemien, Endemien, die Unterbrechung oder zu massiven 
Beeinträchtigungen führende Störung von Verkehrs-, Versorgungs- oder 
Telekommunikationsverbindungen. Von den Fällen Höherer Gewalt sind ebenfalls (und zwar nicht 
abschließend) erfasst der Erlass von rechtlichen Vorgaben (z.B. Gesetzen oder Verordnungen) oder von 
den Vertragsparteien nicht zu vertretenden behördlichen oder öffentlich-rechtlichen Maßnahmen oder 
Anordnungen oder dringende behördliche Warnungen oder Empfehlungen, die sich darauf beziehen, dass 
die Veranstaltung nicht wie geplant durchgeführt werden kann oder darf. 

bb) „Andere vergleichbare Ereignisse“ sind unvorhersehbare rechtmäßige Streiks und rechtmäßige 
Aussperrungen sowie sonstige von den Vertragsparteien nicht zu vertretende Betriebsunterbrechungen 
oder -störungen. 

cc) Ein Ereignis war „unvorhersehbar“, wenn zum Zeitpunkt des Abschlusses des Vertrags nach vernünftiger 
Würdigung von tatsächlich vorliegenden Anhaltspunkten sowie in Bezug auf den Veranstaltungszeitpunkt 
mit hinreichender Wahrscheinlichkeit nicht davon auszugehen war, dass ein Fall der Höheren Gewalt oder 
eines anderen vergleichbaren Ereignisses bevorsteht. 

c) Ferner liegt eine begründete Ausnahmesituation im Sinne der Ziffer 14, lit. a) vor, wenn zum Zeitpunkt der gemäß 
Ziffer 14, lit, a) getroffenen Maßnahme nach vernünftiger Würdigung von tatsächlich vorliegenden Anhaltspunkten 
mit hinreichender Wahrscheinlichkeit davon auszugehen ist, dass ein Fall der Höheren Gewalt oder eines anderen 
vergleichbaren Ereignisses im Sinne der Ziffer 14, b) zum Veranstaltungszeitpunkt bevorsteht. Das ist zum 
Beispiel auch dann der Fall, wenn zu einem früheren Zeitpunkt eine begründete Ausnahmesituation vorgelegen 
hat, diese zwischenzeitlich beseitigt wurde, jedoch mit einer erneuten begründeten Ausnahmesituation zum 
Veranstaltungszeitpunkt zu rechnen ist. 



 

d) In Fällen der Absage der Veranstalterin gilt das Folgende: 

aa) Die Veranstalterin ist verpflichtet, die Standbetreiber:innen unverzüglich über die Absage zu informieren. 

bb) Der Anspruch der Veranstalterin auf den Preis entfällt und der bereits gezahlte Preis ist an die betroffenen 
Standbetreiber:innen unverzüglich zurückzuerstatten. Die Standbetreiber:innen sind verpflichtet die von 
der Veranstalterin bereits erbrachten Neben- und Zusatzleistungen zu vergüten. 

cc) Bei einer Absage innerhalb von vier Monaten vor der Veranstaltung ist die Veranstalterin aufgrund ihrer 
bereits erbrachten Leistungen zur Vorbereitung der Veranstaltung (Errichtung der technischen 
Infrastruktur, Marketingmaßnahmen, Ausstellerservice) darüber hinaus zum Aufwendungsersatz in Höhe 
von 25 % des Beteiligungspreises berechtigt. Dem/Der Standbetreiber:in ist der Nachweis gestattet, dass 
der Veranstalterin im konkreten Fall keine Aufwendungen entstanden sind oder der angemessene Betrag 
wesentlich niedriger ist als der pauschalierte Aufwandsbetrag; im Falle eines solchen Nachweises ist kein 
bzw. der niedrigere Betrag geschuldet. 

dd) Schadenersatzansprüche des/der Standbetreiber:in wegen der Absage der Veranstaltung sind 
ausgeschlossen, wenn ein Verschulden der Veranstalterin nicht vorliegt. Wenn und soweit im Einzelfall ein 
Verschulden der Veranstalterin vorliegen sollte, gelten hinsichtlich der Haftung der Veranstalterin die 
Regelungen unter Ziffer II, 13. 

e) In den Fällen der zeitlichen Verschiebung und der Verkürzung gilt das Folgende: 

aa) Die Veranstalterin ist verpflichtet, gegenüber den Standbetreiber:innen unverzüglich die Erklärung der 
Verschiebung und/oder Verkürzung abzugeben. 

bb) Der Vertrag wird insoweit geändert, als er für den neuen Veranstaltungszeitraum bzw. die neue 
Veranstaltungsdauer gilt und der/die Standbetreiber:in nicht innerhalb von 28 Werktagen nach Zugang der 
Erklärung der Vertragsänderung widerspricht. 

cc) Im Falle des Widerspruchs des/der Standbetreiber:in gegen die Verschiebung und/oder Verkürzung 
innerhalb von vier Monaten vor dem Veranstaltungsbeginn ist die Veranstalterin aufgrund ihrer bereits 
erbrachten Leistungen zur Vorbereitung der Veranstaltung berechtigt, den/der Standbetreiber:in mit einem 
nach billigem Ermessen festzusetzenden Aufwendungsersatz, höchstens jedoch in Höhe von 25% des 
Preises in Anspruch zu nehmen. Dem/Der Standbetreiber:in ist der Nachweis gestattet, dass der 
Veranstalterin im konkreten Fall keine Aufwendungen entstanden sind oder der angemessene Betrag 
wesentlich niedriger ist als der pauschalierte Aufwandbetrag; im Falle eines solchen Nachweises ist kein 
bzw. der niedrigere Betrag geschuldet. 

dd) Schadensersatzansprüche des/der Standbetreiber:in sind ausgeschlossen, wenn ein Verschulden der 
Veranstalterin nicht vorliegt. Wenn und soweit im Einzelfall ein Verschulden der Veranstalterin vorliegen 
sollte, gelten hinsichtlich der Haftung die Regelungen aus Ziffer II, 13. 

f) Ungeachtet der vorstehenden Regelungen ist die Veranstalterin berechtigt, bis spätestens vier Wochen vor dem 
geplanten Termin der Veranstaltung von der Durchführung der Veranstaltung nach billigem Ermessen und unter 
Berücksichtigung der berechtigten Interessen der Standbetreiber:innen (die unter anderem auch die von den 
Standbetreiber:innen) bereits getroffenen Vorbereitungsmaßnahmen für die Veranstaltung einbezieht) die 
Veranstaltung abzusagen und die entsprechenden Verträge zu kündigen, wenn der Anmeldestand erkennen lässt, 
dass das mit der Veranstaltung angestrebte Ziel nicht erreicht werden kann und damit der Zweck der Veranstaltung 
verfehlt wird. Die Frist kann verkürzt werden, wenn die Art der Veranstaltung eine kurzfristige Absage zulässt. In 
diesem Fall gilt das Folgende: 

aa) Die Absage der Veranstaltung und die Kündigung der Verträge ist von der Veranstalterin zu begründen. 

bb) Mit der Absage der Veranstaltung und der Kündigung der Verträge entfällt der Anspruch der Veranstalterin 
auf die Zahlung der Standgebühr. Die bereits gezahlte Standgebühr ist an die betroffenen 
Standbetreiber:innen zurückzuerstatten. Davon unberührt bleibt der Anspruch der Veranstalterin auf die 
Vergütung für bereits erbrachter Leistungen. 

cc) Etwaige Ansprüche der Standbetreiber:innen auf Erstattung von Aufwendungen, die bereits für die 
Teilnahme an der Veranstaltung vorgenommen wurden, bestehen nicht. 

dd) Schadensersatzansprüche der Standbetreiber:innen sind ausgeschlossen, wenn ein Verschulden der 
Veranstalterin nicht vorliegt. Wenn und soweit ein Verschulden der Veranstalterin vorliegen sollte, gelten 
hinsichtlich der Haftung der Veranstalterin die Regelungen aus Ziffer II, 13. 

 

 



 

15. Widerrufsrecht 

a) Die Nichtteilnahme der Standbetreiber:in entbindet diesen grundsätzlich nicht von ihren vertraglichen 
Verpflichtungen. Er/Sie bleibt insbesondere zur Zahlung der vertraglich vereinbarten Standnahmegebühr 
verpflichtet. Die Standbetreiber:in kann eine:n Ersatzstandbetreiber:in vorschlagen und hat somit die Möglichkeit 
ihre Verpflichtungen zu übertragen. Die Veranstalterin ist nicht verpflichtet, den/die Ersatzstandbetreiber:in zu 
akzeptieren. 

b) Ein Widerrufsrecht für Standbetreiber:innen besteht gemäß § 312g Abs. 2 Satz 1 Nr. 9 BGB nicht. 

c) Witterungsverhältnisse, insbesondere hohe/tiefe Temperaturen berechtigen die Standbetreiber:innen nicht zum 
Rücktritt. 

16. Datenschutz 

Information zur Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten finden Sie in unserer Datenschutzerklärung auf unserer 
Website. 

17. Schlussbestimmungen 

a) Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 

b) Gerichtsstand ist – soweit zulässig – der Sitz der Veranstalterin. 

Sollten einzelne Bestimmungen unwirksam sein, bleibt die Wirksamkeit der übrigen Regelungen unberührt. 

III. Besondere Vertragsbedingungen für Catering 

1. Anwendungsbereich und Verhältnis zu den Allgemeinen Geschäftsbedingungen 

a) Diese besonderen Vertragsbedingungen gelten für Caterer ergänzend zu den Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen der Veranstalterin für alle Standbetreiber:innen im Sinne von Ziffer I.2 der allgemeinen 
Vertragsbedingungen unabhängig der konkreten Veranstaltung. 

b) Die Regelungen dieser besonderen Vertragsbedingungen gehen den allgemeinen Bestimmungen der AGB vor, 
soweit sie speziell Caterer betreffen oder von den AGB abweichen. Im Übrigen gelten die AGB unverändert fort. 

2. Sonderregelung zum Vertragsschluss 

Eine Zulassung als Caterer setzt voraus, dass eine explizite, mindestens aber konkludente, Anmeldung des/der 
Standbetreiber:in als Caterer zu der jeweiligen Veranstaltung voraus. 

3. Lebensmittelrecht, Hygiene und Genehmigungen 

a) Der Caterer ist eigenverantwortlich für die Einhaltung sämtlicher lebensmittelrechtlicher, hygienerechtlicher und 
sonstiger einschlägiger Vorschriften; ebenso für das Vorhandensein sämtlicher weiterer benötigter behördlicher 
Genehmigungen. 

b) Der Caterer ist ferner verantwortlich für die Einhaltung der geltenden Vorschriften zur Verwendung von Flüssiggas 
sowie für den sicheren Betrieb aller technischen Anlagen. 

4. Informationspflichten 

a) Die Caterer müssen sicherstellen, dass Verbraucher klar über Allergene, Preise und Inhaltsstoffe informiert 
werden. 

Die gesetzlichen Kennzeichnungs- und Informationspflichten sind vollständig einzuhalten. 

5. Ausstattung des Standes 

a) Tische und Stühle für den Stand werden vom Veranstalter nicht zur Verfügung gestellt. 

b) Die vollständige Ausstattung des Standes obliegt dem Caterer. 

 



 

6. Standfläche und Berechnungsgrundlage 

a) Die Kosten für die Standfläche berechnen sich wie folgt: Länge inklusive Deichsel. 

b) Für Caterer ist eine Standtiefe von 3 Metern vorgegeben. 

c) Ist die Standgebühr nicht vollumfänglich durch den/die Standbetreiber:in vor Beginn der Veranstaltung 
nachweislich beglichen, so erlischt die Teilnahmeberechtigung gänzlich. In diesen Fällen wird eine Ausfallgebühr 
in Höhe der Standgebühr erhoben. 

7. Alkoholausschank 

a) Der Ausschank alkoholischer Getränke auf dem Veranstaltungsgelände ist nur zulässig, wenn dieser im Rahmen 
der Anmeldung ausdrücklich angezeigt wurde und von der Veranstalterin zugelassen ist. 

Die Standbetreiber:innen verpflichten sich, der Veranstalterin bzw. der Stadt Konstanz alle hierfür erforderlichen 
Angaben und Unterlagen vollständig und fristgerecht zur Verfügung zu stellen. Hierzu zählen insbesondere: 

• Angaben zur verantwortlichen Person, 

• Art und Umfang des Alkoholausschanks, 

• Nachweise über die persönliche Zuverlässigkeit. 

b) Der Gestattungsantrag wird gesammelt von der Veranstalterin übernommen. Die Gebühren hierfür werden von 
der Stadt Konstanz in Rechnung gestellt und ist anteilig von den Caterern zu tragen. 

c) Wird eine Gestattung ganz oder teilweise versagt, kann der/die Standbetreiber:in keinen Anspruch auf 
Schadensersatz, Entgeltminderung oder Rücktritt hergeleitet werden. 

d) Die Caterer haben sämtliche jugendschutzrechtlichen, lebensmittelrechtlichen und sonstigen einschlägigen 
Vorschriften eigenverantwortlich einzuhalten. 

8. Sauberkeit und Abfallentsorgung 

a) Abweichend zu Ziffer II.11 der besonderen Vertragsbedingungen sorgt der Veranstalter für die allgemein 
Reinigung des Veranstaltungsgeländes. 

b) Der Caterer ist verpflichtet, während der Veranstaltung dafür Sorge zu tragen, dass die Sauberkeit von seinem 
Stand und den angrenzenden öffentlichen Flächen in einem Umkreis von 10 Metern gewährleistet ist. Hierzu hat 
der Caterer für ausreichend Mülleimer im Umkreis von 10 Meter um seinen Stand zu sorgen. Der anfallende Müll 
muss vom Caterer entsorgt werden und darf nicht auf dem Veranstaltungsgelände zurückgelassen werden. 

c) Anfallender Müll beim Auf- und Abbau muss ebenfalls vom Caterer entsorgt werden. Der am Stand anfallende 
Müll ist nach der Veranstaltung vom Caterer mitzunehmen und eigenständig ordnungsgemäß zu entsorgen. Öle 
und Fette dürfen nicht in Entwässerungssysteme geleitet werden.  

d) Aufgrund des Einwegverbotes und der Verpflichtung, nur Mehrweggeschirr- und Behältnisse bzw. essbares 
Geschirr zu benutzen, kann das Veranstaltungsgelände von der Veranstalterin bei Bedarf der Caterer mit 
Spüloptionen ausgestattet werden. Die Nutzung darf nur bei entsprechender Vereinbarung mit der Veranstalterin 
erfolgen. Das Ausfüllen und Übermitteln des Bedarfsformulars durch den Catererwird als verbindlich angesehen. 
Die Kosten dafür werden den Caterern, die das Angebot nutzen, anteilig, als separater Kostenpunkt, in Rechnung 
gestellt. 

e) Der Standplatz ist nach dem Abbau in den Ursprungszustand zu versetzen und frei von Speiseresten zu verlassen. 
Geschieht dies nicht, werden dem Caterer nach Veranstaltungsschluss die entstandenen Reinigungskosten zzgl. 
einer Aufwandsentschädigung in Höhe von 250 € zzgl. MwSt. in Rechnung gestellt. 

9. Gas-, Strom- und Wasserversorgung 

a) Die Flüssiggasanlagen müssen gemäß DGUV Vorschrift 79 den anerkannten Regeln der Technik und den 
Richtlinien für die Verwendung von Flüssiggas entsprechen. Die Verwendung von Flüssiggas muss in Form eines 
Hinweisschilds "Warnung vor Gasflaschen" gut sichtbar gekennzeichnet sein. Die Einhaltung der Richtlinien und 
Kennzeichnung werden während der Veranstaltung durch die zuständige Behörde kontrolliert. 

b) Stromaggregate sind nicht zugelassen. 



 

c) Der Caterer ist für die Betriebssicherheit der von ihm verwendeten Geräte (inkl. Kabel) im Rahmen der dafür 
gültigen gesetzlichen Regelungen verantwortlich. Der Caterer ist somit verantwortlich für die einwandfreie 
Funktionsfähigkeit der Geräte (inkl. Kabel). Jeglicher Defekt und die damit verbundenen Schäden und Kosten (z.B. 
Kosten für Arbeitsstunden Notdienst Elektriker, Reparaturkosten etc.) werden dem Caterer in Rechnung gestellt. 
Der Veranstalter haftet nicht für Stromausfälle, die er nicht zu verantworten hat. 

d) Für den Außenbereich sind Schuko-Stecker Typ F (Netzspannung 230 V, Frequenz 50 Hz) sowie 
Verlängerungskabel (mind. 50 m) selbst mitzubringen. Der Standinhaber ist hinsichtlich des von ihm betriebenen 
Standes, seiner Nebenanlagen (Stromkabel etc.) sowie aller sonstiger von ihm im Zusammenhang mit dem Stand 
auf dem Außengelände genutzter Sachen (Zugfahrzeuge etc.) verkehrssicherungspflichtig. Dies bedeutet u.a., 
dass der Caterer verlegte Kabel sicher abdecken und gegebenenfalls Kabelbrücken hierzu mitbringen und 
verlegen muss. 

e) Fließendes Wasser wird an den Ständen nicht zur Verfügung gestellt. Ausnahmen sind möglich und beim 
Veranstalter rechtzeitig zu beantragen. Die Kosten werden dem Caterer gesondert in Rechnung gestellt. 

10. Exklusivbezugsregelung 

a) Der Caterer verpflichtet sich, die für den Betrieb des Standes benötigten 

• Wurst- und Fleischwaren sowie 

• Bier, Biermischgetränke und alkoholfreien Getränke ausschließlich bei dem von der Veranstalterin benannten 
Exklusivpartner zu beziehen. 

b) Ein Verstoß gegen diese Exklusivbezugsregelung berechtigt die Veranstalterin zum sofortigen Ausschluss von 
der Veranstaltung. 

c) Zusätzlich wird in diesem Fall eine Vertragsstrafe in Höhe von 250,00 EUR zzgl. MwSt. fällig. 

d) Die Veranstalterin ist ferner berechtigt, den Verkaufsstand unverzüglich schließen zu lassen. Weitergehende 
Ansprüche bleiben unberührt. 

11. Datenschutz 

Daten der Caterer werden an die Exklusivpartner für Fleisch- & Wurstwaren sowie für Bier(-mischgetränke) und 
alkoholfreie Getränke weitergegeben. Die Daten dürfen ausschließlich zur Bedarfsabstimmung genutzt werden. Die 
Exklusivpartner werden vertraglich daran gebunden, die Daten eine Woche nach der Veranstaltung zu löschen und diese 
datenschutzkonform zu behandeln. 


